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Tag Inhalt: Seite 


(Nr. 13129.) Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
27. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 627). Vom 26. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Das Stempelſteuergeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 27. Oktober 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 627) wird wie folgt geändert: . 
Tarifſtelle 19 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: a 
19. () Vollmachten zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur für den Vollmacht: 
N / vom Hundert des Wertes des Gegenſtandes, höchſtens 1000 Goldmark. 
Artikel II. ee 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Auguſt 1926 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 26. Juli 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Rr. 13130.) Geſetz über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes 
an Bergwerksun ternehmen. Vom 26. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 I. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an 
Bergwerksunternehmen 30 Millionen Y zu verwenden. 


Davon ſind beſtimmt: 


1. für die Preußiſche Bergwerks und Hütten-Aktiengeſellſchaft ..... 4500 000 N. ,; 
2. für die Bergwerksgeſellſchaft Hibernia zum neuzeitigen Ausbau ihrer 
Anlagen, dem jeweiligen Stand der Technik entſprechend .. ..... 12 500 000 AM; 
3. für die Bergwerks⸗Aktiengeſellſchaft Recklinghauſen 
a) Einzahlung auf das Aktienkapital. 12 000 000 AM, 


b) für eine Brikettfabrik und andere Ein— 
richtungen zur Verbeſſerung der Erzeugniſſe 1000 000 » 
insgeſamt für die Bergwerks, Aktiengeſellſchaft Recklinghauſen .... 13 000 000 J. 

9 2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. Dieſer Kredit ſtellt einen Teilbetrag des durch das Geſetz vom 16. Februar 1926 
(Geſetzſamml. S. 50) über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen 
Beſitzes an Bergwerken, Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur 
bewilligten Kredits von 150 Millionen RM dar. 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 12, Auguſt 1926.) 
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Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter für Handel und Gewerbe und der 
Finanzminiſter beauftragt. 9 4 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. Juli 1926. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Zugleich für den Minifter für Handel und Gewerbe: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13131.) Geſetz über Einbringung ſtaatlichen Bergwerksbeſitzes in die Preußiſche Bergwerks und 
Hütten⸗Aktiengeſellſchaft. Vom 26. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, abweichend von den Vorſchriften des Geſetzes vom 
9. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 467) die zum ſtaatlichen Bergwerksbeſitze gehörigen Betriebe, 
Gerechtſame und Berechtigungen ganz oder teilweiſe der Preußiſchen Bergwerks- und Hütten 
Aktiengeſellſchaft in der Weiſe zu übereignen, daß fie als Einlagen in die Geſellſchaft eingebrach" 
werden. 9 2 


() Das Staatsminiſterium hat die von der Geſellſchaft für die im § 1 bezeichneten Einlagen 
ausgegebenen Aktien für den Preußiſchen Staat zu übernehmen. 

(2) Für die geſamten Aktien der Geſellſchaft gelten die Vorſchriften des $ 2 Abſ. b und e 
des Geſetzes vom 9. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 467) mit der Maßgabe, daß für eine Ver⸗ 
pfändung von Aktien bei der Preußiſchen Staatsbank über den Betrag von zehn Millionen Reichsmark 
hinaus, bei ſonſtigen Geldgebern in jedem Falle die Zuſtimmung des Landtags erforderlich iſt. 

8 3. ö 

Auf Beamte der Bergverwaltung, deren Rechtsverhältniſſe ſich nach § 7 des Geſetzes vom 
9. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 467) beſtimmen, iſt dieſe Vorſchrift auch anzuwenden, wenn 
ſie mit Zuſtimmung des Miniſters für Handel und Gewerbe aus dem Dienſte der ſtaatlichen 
Bergverwaltung oder der Preußiſchen Bergwerks- und Hütten-Aktiengeſellſchaft in den Dienſt einer 
Geſellſchaft übertreten, an der die Preußiſche Bergwerks- und Hütten-Aktiengeſellſchaft maßgebend 
beteiligt iſt. 

9 4. ö 

Staatliche und gemeindliche Steuern und Abgaben, die aus Anlaß der Durchführung des 
$ 1 dieſes Geſetzes fällig fein würden, werden nicht erhoben. Sämtliche Verhandlungen in 
Durchführung des § 1 dieſes Geſetzes einſchließlich der erforderlichen Umſchreibungen in den Grund— 
büchern find gebühren- und ſtempelfrei. 9 5 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter für Handel und Gewerbe und der 
Finanzminiſter beauftragt. 9 6 a 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 26. Juli 1926. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Zugleich für den Miniſter für Handel und Gewerbe: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


— —— — ꝛ½-t—¼ tt — —ę— 4 ——1öü 2x ——Ü——äůͤ⁊ ĩ˙3⁊àl.̃3xkl1!1!ͤ.!7“Vööͤ⁊ —-— 1 1Uu4ͤͤ • düK mn 
Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Verlag des Geſezſammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin 


Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten. 
Altere Jahrgänge und Einzelnummern können nur unmittelbar vom Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 


J 


